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KURZE BEGRÜNDUNG

Das entscheidende Endergebnis des umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommens 
(CETA) muss in der Schaffung menschenwürdiger Arbeitsplätze, ausgewogenen Lohn- und 
Gehaltserhöhungen und erweiterten Möglichkeiten für das Unternehmertum bestehen. Was 
die Schaffung menschenwürdiger Arbeitsplätze betrifft, deuten empirische Belege, die auf der 
Realität entsprechenden Modellen beruhen, bei der Beschäftigung in der EU höchstens auf 
einen marginalen Zuwachs um insgesamt nicht mehr als 0,018 % in einem 
Durchführungszeitraum von 6 bis 10 Jahren hin. Des Weiteren werden aktuellen Studien 
zufolge, bei denen derartige Modelle verwendet wurden, in der EU tatsächlich 204 000 
Arbeitsplätze verloren gehen, darunter 45 000 in Frankreich, 42 000 in Italien und 19 000 in 
Deutschland. Darüber hinaus gehen aus der Nachhaltigkeitsprüfung von 2011 erhebliche 
sektorale Verschiebungen hervor, die schließlich eine höhere Langzeitarbeitslosigkeit zur 
Folge haben werden.

Was die Löhne und Gehälter betrifft, gibt es Belege dafür, dass das Abkommen zur 
Vergrößerung des Einkommensgefälles zwischen Fachkräften und ungelernten Arbeitskräften 
beitragen würde, sodass die Ungleichheiten und sozialen Spannungen zunehmen würden.
Darüber hinaus werden beträchtliche Umverteilungseffekte beim Nationaleinkommen 
vorhergesagt, die sich in der EU auf einen Anstieg in Höhe von 0,66 % zugunsten von 
Kapitaleigentümern belaufen würden, was eine Verstärkung der sozialen Verwerfungen zur 
Folge hätte.

Das Abkommen enthält kein einziges Kapitel mit konkreten Maßnahmen zur Unterstützung 
von KMU. In der EU gibt es derzeit 20,9 Mio. KMU (93 % haben weniger als 
10 Mitarbeiter), von denen jedoch nur 619 000 in Länder außerhalb der EU ausführen. In dem 
liberalisierten Umfeld, das durch das CETA geschaffen würde, würden diese KMU der vollen 
Kraft der Konkurrenz von großen nordamerikanischen transnationalen Unternehmen 
ausgesetzt, sodass die 90 Mio. Arbeitsplätze, die sie bieten (67 % aller Arbeitsplätze), 
gefährdet würden.

Obwohl das CETA ein besonderes Kapitel über Handel und Arbeit enthält, besteht ein 
eindeutiges Missverhältnis zwischen dem für Investoren und die Arbeitnehmerinteressen und 
-rechte vorgesehenem Schutzniveau. Der privilegierte Status, der Investoren mit dem System 
des Internationalen Zentrums zur Beilegung gewährt wird, steht im starken Gegensatz zu dem 
für den Schutz von Arbeitnehmerinteressen und -rechten vorgesehenen 
Konsultationsmechanismus.

Durch die Erleichterung des Nord-Nord-Handels verlagern sich die Handelsströme 
nachweislich weg vom Handel mit Entwicklungsländern, wobei in diesem Fall in erster Linie 
afrikanische Länder betroffen wären. Dies ist angesichts der Tatsache, dass die 
Verwirklichung der Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung unbedingt 
vorangebracht werden muss, da darin die einzige Möglichkeit besteht, die zunehmenden 
Ungleichheiten zwischen Industrie- und Entwicklungsländern zu überwinden und dem rasch 
zunehmenden Migrationsdruck zu begegnen, besonders schädlich.

Es gibt ständige ernsthafte Zweifel daran, dass die Klausel über das Internationale Zentrum 
für Beilegung und der Grundsatz der vorläufigen Anwendung mit geltendem EU-Recht 
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vereinbar sind.

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten sieht sich vor diesem 
Hintergrund gezwungen, den Ausschuss für internationalen Handel zu ersuchen, die 
Zustimmung zu dem Abkommen zu verweigern.

*******

Der Ausschuss für Beschäftigung und soziale Angelegenheiten ersucht den federführenden 
Ausschuss für internationalen Handel, die Ablehnung des Vorschlags für einen Beschluss des 
Rates über den Abschluss des umfassenden Wirtschafts- und Handelsabkommens zwischen 
Kanada einerseits und der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten andererseits zu 
empfehlen.
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